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140. Bundesgesetz vom 2. März 1978
über das Studium der Rechtswissenschaften

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. ABSCHNITT

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n

Grundsätze und Ziele

§ 1. (1) Das Studium der Rechtswissenschaften
ist im Sinne der Grundsätze und Ziele des Ali-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes, BGBl.
Nr. 177/1966, in ein Diplomstudium und ein
darauf aufbauendes Doktoratsstudium zu glie-
dern.

(2) Das Diplomstudium hat den Zweck, den
Studierenden eine wissenschaftliche Berufsvorbil-
dung zu vermitteln.

(3) Das Doktoratsstudium hat darüber hinaus
den Zweck, die Befähigung der Studierenden
zu selbständiger wissenschaftlicher Arbeit auf
dem Gebiet der Rechtswissenschaften weiterzu-
entwickeln.

Akademische Grade

§ 2. (1) An die Absolventen des Diplom-
studiums wird der akademische Grad „Magister
der Rechtswissenschaften", beziehungsweise
„Magister iuris", abgekürzt „Mag. iur.", ver-
liehen.

(2) An die Absolventen des Doktoratsstudiums
wird der akademische Grad „Doktor der Rechts-
wissenschaften", beziehungsweise „Doctor iuris",
abgekürzt „Dr. iur.", verliehen.

II. ABSCHNITT

D i p l o m s t u d i e n

Studiendauer

§ 3. (1) Das Diplomstudium erfordert acht
Semester und besteht aus zwei Studienabschnit-

ten. Der erste Studienabschnitt umfaßt zwei, der
zweite sechs Semester.

(2) Der erste Studienabschnitt dient der Ein-
führung in die Rechtswissenschaften, der Ein-
führung in jene sozial- und wirtschaftswissen-
schaftlichen Fächer, die eine Grundlage für das
Studium der Rechtswissenschaften darstellen,
sowie der Vermittlung jener rechtshistorischen
Kenntnisse, die für das Verständnis des geltenden
Rechtes notwendig sind.

(3) Der zweite Studienabschnitt dient der Ver-
mittlung jener rechts-, sozial- und wirtschafts-
wissenschaftlichen Kenntnisse, durch die die wis-
senschaftliche Berufsvorbildung sichergestellt
wird.

(4) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

Erste Diplomprüfung

§ 4. (1) Die Zulassung zur ersten Diplom-
prüfung setzt die Erfüllung der in § 27 Abs. 2
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes fest-
gesetzten Bedingungen voraus.

(2) Prüfungsfächer der ersten Diplomprüfung
sind:

1. Einführung in die Rechtswissenschaften und
ihre Methoden;

2. Römisches Privatrecht;
3. Rechtsgeschichte Österreichs und Grundzüge

der Europäischen Rechtsentwicklung, unter
Berücksichtigung der Sozial- und Wirtschafts-
geschichte;

4. Grundzüge der Volkswirtschaftslehre und
-politik.

(3) Die erste Diplomprüfung ist als Gesamt-
prüfung, die in Teilprüfungen vor Einzelprü-
fern abzulegen ist, abzuhalten. Mit der Ablegung
der ersten Diplomprüfung kann am Ende des
ersten Semesters begonnen werden. Die Teilprü-
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fungen können in beliebiger Reihenfolge der
Prüfungsfächer abgelegt werden.

(4) Die Teilprüfungen der ersten Diplomprü-
fung sind mündlich abzuhalten. Bezüglich der
in Abs. 2 Z. 1 und 2 genannten Fächer kann
die zuständige akademische Behörde aus pädagogi-
schen Gründen anstelle der mündlichen die
schriftliche Abhaltung der Prüfung vorschreiben.

(5) Im ersten Studienabschnitt ist ferner ein
Kolloquium aus dem Gegenstand „Soziologie für
Juristen" abzulegen.

Zweite Diplomprüfung

§ 5. (1) Die Zulassung zur zweiten Diplom-
prüfung setzt unbeschadet der Abs. 4 und 5 die
erfolgreiche Ablegung der ersten Diplomprüfung
voraus.

(2) Prüfungsfächer der zweiten Diplomprüfung
sind:

1. Bürgerliches Recht einschließlich des Inter-
nationalen Privatrechtes;

2. Zivilgerichtliches Verfahrensrecht;

3. Handels- und Wertpapierrecht und Grund-
züge des Immaterialgüterrechtes;

4. Strafrecht, Strafprozeßrecht, Grundzüge
der Kriminologie und des Strafvollzugs-
rechtes;

5. Verfassungsrecht einschließlich allgemeiner
Staatslehre und Verfassungslehre;

6. Allgemeines Verwaltungsrecht einschließlich
Verwaltungslehre, Verwaltungsverfahrens-
recht und ausgewählter Gebiete des beson-
deren Verwaltungsrechtes;

7. Allgemeines Völkerrecht und Grundzüge
des Rechtes der Internationalen Organisa-
tionen;

8. Arbeitsrecht und Grundzüge des Sozial-
rechtes;

9. eines der nachstehenden Fächer nach Wahl
des ordentlichen Hörers:

a) Volkswirtschaftslehre und -politik,
b) Finanzwissenschaften,
c) Finanzrecht,
d) Wirtschaftsrecht;

10. ein weiteres der nachstehenden Fächer nach
Wahl des ordentlichen Hörers:

a) Politikwissenschaft,
b) Angewandte Statistik und Datenver-

arbeitung,
c) Psychologie für Juristen,
d) Politische Staaten- und Verfassungsge-

schichte der Neuzeit;

11. ein drittes der nachstehenden Fächer nach
Wahl des ordentlichen Hörers:
a) Ausgewählte Gebiete des besonderen

Verwaltungsrechtes,
b) Europarecht einschließlich des Rechtes

supranationaler Organisationen,
c) Grundzüge fremder Privatrechts-

systeme,
d) Kirchenrecht.

(3) Die zweite Diplomprüfung ist als Gesamt-
prüfung abzuhalten. Sie hat aus Teilprüfungen
vor Einzelprüfern und der Diplomarbeit zu be-
stehen.

(4) Die Teilprüfungen aus den in Abs. 2 Z. 1,
4, 5 und 6 genannten Fächern haben aus einem
schriftlichen und einem mündlichen Prüfungsteil
zu bestehen; sie können frühestens zum Ende
des fünften Semesters des zweiten Studienab-
schnittes abgelegt werden. Die übrigen Teilprü-
fungen sind mündlich abzuhalten. Die zuständige
akademische Behörde kann in diesen Fächern aus
pädagogischen Gründen anstelle der mündlichen
die schriftliche Abhaltung einer Prüfung vor-
schreiben.

(5) In jedem Fall setzt die Zulassung zu einer
Teilprüfung voraus, daß der Kandidat die im
Studienplan vorgeschriebenen Lehrveranstaltun-
gen des betreffenden Prüfungsfaches inskribiert
hat und daß die Teilnahme an den im Studien-
plan hinsichtlich des betreffenden Prüfungsfaches
gemäß § 16 Abs. 10 und § 27 Abs. 2 Allgemeines
Hochschul-Studiengesetz vorgeschriebenen Lehr-
veranstaltungen positiv beurteilt worden ist.

(6) Im zweiten Studienabschnitt ist ferner ein
Kolloquium aus dem Gegenstand „Betriebswirt-
schaftslehre" abzulegen.

Grundzüge — Fächer

§ 6. Soweit im Rahmen eines Prüfungsfaches
nur die Grundzüge des Faches oder von Teilge-
bieten des Faches zu prüfen sind, ist bei der Ab-
haltung der entsprechenden Prüfungen darauf zu
achten, daß — unter bewußtem Verzicht auf die
Vollständigkeit des Stoffes — nur die das Fach
besonders kennzeichnenden und es von anderen
Fächern unterscheidenden Besonderheiten ge-
prüft werden. Soweit es sich um Rechtsfächer
handelt, ist dabei außerdem der Zusammenhang
eines solchen Rechtsgebietes mit der Gesamt-
rechtsordnung zu berücksichtigen.

Diplomarbeit

§ 7. (1) Das Thema der Diplomarbeit ist den
in § 5 Abs. 2 Z. 1 bis 8 und Z. 9 lit. c und d
genannten Fächern zu entnehmen. In der Diplom-
arbeit ist entweder ein Rechtsfall oder ein rechts-
theoretisches Thema zu behandeln; die Diplom-
arbeit ist über Beschluß der zuständigen akade-
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mischen Behörde an einer Fakultät unter Be-
rücksichtigung pädagogischer Gesichtspunkte ein-
heitlich entweder als Hausarbeit oder als Klau-
surarbeit zu gestalten.

(2) Die Diplomarbeit kann frühestens am Ende
des vierten Semesters des zweiten Studienab-
schnittes angefertigt werden.

Umfang der Prüfungen

§ 8. (1) Bei der Prüfungsarbeit im Rahmen
der in § 5 Abs. 2 Z. 1, 5 und 6 genannten
Fächer können, wenn es das Prüfungsthema er-
fordert, vom Kandidaten nach Maßgabe der fol-
genden Bestimmungen auch Kenntnisse aus den
Fächern verlangt werden, über die er entweder
schon Einzelprüfungen erfolgreich abgelegt oder
noch abzulegen hat, und zwar:

1. Bei der Prüfungsarbeit aus dem in § 5 Abs. 2
Z. 1 genannten Fach: Kenntnisse aus den in
§ 5 Abs. 2 Z. 2, 3 und 8 genannten Fächern;

2. bei der Prüfungsarbeit aus dem in § 5 Abs. 2
Z. 5 genannten Fach: Kenntnisse aus den in
§ 5 Abs. 2 Z. 6 und 7 genannten Fächern;

3. bei der Prüfungsarbeit aus dem in § 5 Abs. 2
Z. 6 genannten Fach: Kenntnisse aus den in
§ 5 Abs. 2 Z. 5 und 7 genannten Fächern.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 gelten sinn-
gemäß auch für die Diplomarbeit, wenn das
Thema einem der in § 5 Abs. 2 Z. 1 bis 3 und
5 bis 8 genannten Fächer entnommen ist.

(3) Bei der Teilprüfiung eines Faches können
insoweit Kenntnisse aus angrenzenden Fächern
verlangt werden, als sie für das Prüfungsfach
unmittelbar bedeutsam sind und aus diesem
Grunde in den dem Prüfungsfach entsprechenden
Lehrveranstaltungen behandelt wurden.

Prüfungszeitpunkt

§ 9. (1) Die zuständige akademische Behörde
hat zum Zwecke der rechtzeitigen Information
der Studierenden eine längerfristige Übersicht über
die im Rahmen der Prüfungsfächer abzuhaltenden
Lehrveranstaltungen in geeigneter Weise zu ver-
öffentlichen.

(2) Im Rahmen der in Abs. 1 vorgesehenen
Übersicht hat die zuständige akademische Behörde
die den Prüfungsfächern der zweiten Diplom-
prüfung entsprechenden Lehrveranstaltungen so
anzusetzen, daß, was die Inskription dieser Lehr-
veranstaltungen anlangt, jeder Kandidat, der seine
Studien in einem Wintersemester begonnen hat,
in der Lage ist, am Schluß eines jeden Semesters
des zweiten Studienabschnittes zu zwei Teilprü-
fungen anzutreten.

Prüfer

§ 10. (1) Als Prüfer haben in erster Linie jene
Mitglieder der Prüfungskommission gemäß § 26

Abs. 3 Allgemeines Hochschul-Studiengesetz zu
fungieren, die in den der Prüfung vorangehenden
Semestern die Mehrzahl der dem jeweiligen Prü-
fungsfach entsprechenden Lehrveranstaltungen
abgehalten haben. Reicht die Zahl dieser Prüfer
zur Bewältigung der Prüfungen jedoch nicht aus,
so sind auch die übrigen Mitglieder der Prüfungs-
kommission heranzuziehen.

(2) In dem in § 4 Abs. 2 Z. 1 genannten
Prüfungsfach sind jene Universitätslehrer berech-
tigt und verpflichtet, als Prüfer zu fungieren, die
die dem Prüfungsfach entsprechenden Lehrveran-
staltungen in dem der Prüfung vorangegangenen
Semester abgehalten haben.

III. ABSCHNITT

E r w e i t e r u n g s s t u d i e n

Freifächer

§ 11. (1) Jeder Studierende ist berechtigt, die
von ihm nicht als Prüfungsfächer gewählten Wahl-
fächer als Freifächer zu inskribieren und die im
Studienplan für diese Fächer geforderten Lei-
stungsnachweise zu erbringen. Auf Grund dieser
Nachweise kann er verlangen, daß er in solchen
Fächern eine Prüfung ablegen darf und ihm über
diese ein besonderes Zeugnis ausgestellt wird.

(2) Als Freifächer können außerdem angeboten
werden:

a) Gerichtsmedizin und forensische Psychia-
trie,

b) Kriminologie,
c) Rechtsphilosophie,
d) Rechtssoziologie,
e) Rechtsvergleichung im Bereich des Privat-

rechts,
f) Rechtsvergleichung im Bereich des Straf-

rechts,
g) Rechtsvergleichung im Bereich des Verfas-

sungsrechts und des Verwaltungsrechts,
h) Methodenlehre der Rechtswissenschaften,
i) Rechtsinformatik.

IV. ABSCHNITT

D o k t o r a t s s t u d i u m

Erlangung des Doktorates

§ 12. (1) Voraussetzung für die Erwerbung
des Doktorates ist die Abliegung der zweiten
Diplomprüfung oder der Abschluß des Studiums
nach der juristischen Studien- und Staatsprüfungs-
ordnung vom 3. September 1945, StGBl.
Nr. 164.

(2) Das Thema der Dissertation ist nach Wahl
des Kandidaten den nachstehenden Fächern zu
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entnehmen, sofern dieses an der Fakultät entwe-
der durch einen ordentlichen oder außerordent-
lichen Universitätsprofessor oder wenigstens
durch einen emeritierten Universitätsprofessor,
Honorarprofessor oder Universitätsdozenten ver-
treten ist:

1. den in § 4 Abs. 2 Z. 1 bis 3 genannten
Fächern;

2. den in § 5 Abs. 2 Z. 1 bis 8, 9 lit. c
und d, 10 lit. :a, 11 lit. b und d genannten
Fächern;

3. den Fächern:
a) Rechtsvergleichung aus den in § 5 Abs. 2

Z. 1 bis 6, 8, 9 lit. c und d genannten
Fächern,

b) Rechtsphilosophie,
c) Methodenlehre der Rechtswissenschaften,
d) Rechtssoziologie.

(3) Prüfungsfächer des Rigorosums sind:

1. das Fach, dem das Thema der Dissertation
zuzuordnen ist; im Rahmen dieses Prüfungs-
faches sind auch die in der Dissertation ver-
tretenen Thesen zu verteidigen;

2. eines der in Abs. 2 genannten Fächer, das
der Präses der zuständigen Prüfungskom-
mission nach Anhörung der Begutachter der
Dissertation auf Grund eines engen thema-
tischen Zusammenhanges mit dem Fach,
dem das Thema der Dissertation entnom-
men ist, zu bestimmen hat; im Falle des
Abs. 5 ist das Fach in der Regel jenen
Fächern zu entnehmen, die den Fächern der
rechtswissenschaftlichen Berufsprüfung des
Kandidaten entsprechen;

3. eines der in Abs. 2 genannten nach Z. 1 und
2 noch nicht bestimmten Fächer nach Wahl
des Kandidaten.

(4) Das Rigorosum ist als Gesamtprüfung in
der Form von Teilprüfungen (§ 23 Abs. 3 lit. b
Allgemeines Hochschul-Studiengesetz) abzuhal-
ten.

(5) Hat der Kandidat nach abgeschlossenem
Diplomstudium die Richteramtsprüfung, die
Rechtsanwaltsprüfung, die Notariatsprüfung oder
eine Dienstprüfung für einen rechtskundigen Ver-
waltungsdienst beim Bund oder bei den Ländern
erfolgreich abgelegt, so sind ihm auf seinen
gleichzeitig mit der Anmeldung zum Rigorosum
zu stellenden Antrag die Prüfungsfächer der
jeweiligen rechtswissenschaftlichen Berufsprü-
fung auf die im Abs. 3 Z. 2 und 3 genannten
Fächer des Rigorosums insoweit anzurechnen, als
sie diesen Fächern nach Inhalt und Umfang
gleichwertig sind; die Anrechnung befreit den
Kandidaten von der Ablegung der Prüfung aus
den bezüglichen Fächern. Inwieweit die Fächer

der rechtswissenschaftlichen Berufsprüfungen den
Fächern des Rigorosums gleichwertig sind, ist in
der Studienordnung festzulegen.

Termine der Lehrveranstaltungen

§ 13. Der Studienplan hat in bezug auf jene
Universitätslehrer, die Lehrveranstaltungen im
Rahmen des Doktoratsstudiums abhalten, die
Verpflichtung zu enthalten, nach Tunlichkeit die
Termine ihrer Lehrveranstaltungen so anzuset-
zen, daß sie auch von berufstätigen Studierenden
besucht werden können.

V. ABSCHNITT

Unterrichtsversuche
im Bereich des rechtswissenschaftlichen Studiums

§ 14. (1) Zum Zwecke der Verbesserung und
einer praxisnahen Gestaltung der rechtswissen-
schaftlichen Berufsvorbildung hat die zuständige
akademische Behörde ab dem Studienjahr 1980/
1981 in den Studienplänen Unterrichtsversuche im
Bereich der Rechtswissenschaften vorzusehen.

(2) Als neue Formen des rechtswissenschaft-
lichen Unterrichts können insbesondere vorge-
sehen werden:

1. Lehrveranstaltungen, die sich besonderer di-
daktischer Methoden bedienen;

2. Lehrveranstaltungen, die im besonderen Maß
der praktischen Ausbildung der Studierenden
dienen, bzw. konkrete Einblicke in die prak-
tische Ausübung juristischer Berufe ermög-
lichen;

3. Lehrveranstaltungen, zu denen für die prak-
tische Ausbildung besonders geeignete Vor-
tragende beigezogen werden.

(3) Die zuständige akademische Behörde hat
dafür zu sorgen, daß ab dem in Abs. 1 genannten
Zeitpunkt Unterrichtsversuche der in Abs. 2
genannten Art in angemessenem Umfang durch-
geführt und zum Zweck der Verbesserung lau-
fend überprüft werden.

VI. ABSCHNITT

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

Außerkrafttreten von Rechtsvorschriften

§ 15. Folgende Rechtsvorschriften treten für
ordentliche Hörer, die ihr Studium nach dem
Inkrafttreten des an ihrer Fakultät geltenden
Studienplanes (§ 17 Allgemeines Hochschul-
Studiengesetz) beginnen, außer Kraft und gelten
sodann nur noch im Rahmen des § 45 Abs. 7 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes, längstens
jedoch sechs weitere Studienjahre ab Inkrafttre-
ten dieses Studiengesetzes:
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1. die Verordnung des Staatsamtes für Volks-
aufklärung, für Unterricht und Erziehung
und für Kultusangelegenheiten vom 3. Sep-
tember 1945, StGBl. Nr. 164, über die juri-
stische Studien- und Staatsprüfung,

2. die Verordnung des Ministers für Cultus
und Unterricht vom 15. April 1872, RGBl.
Nr. 57, durch welche für die Universitäten
der im Reichsrate vertretenen Königreiche
und Länder bezüglich der Erlangung des
Doktorates an den weltlichen Fakultäten
neue Bestimmungen erlassen werden, in der
Fassung der Verordnung des mit der Lei-
tung des Bundesministeriums für Unterricht
betrauten Bundeskanzlers, BGBl. Nr. 48/
1936, über Änderungen der Rigorosenord-
nung für die Rechts- und staatswissenschaft-
lichen Fakultäten, und des Bundesgesetzes
vom 5. Juli 1972, BGBl. Nr. 282,

3. das Bundesgesetz vom 23. Juni 1967, BGBl.
Nr. 228, über vorübergehende Maßnahmen
betreffend die Abhaltung von Rigorosen an
den Rechts- und staatswissenschaftlichen
Fakultäten der Universitäten und an der
Sozial-, wirtschafts- und rechtswissenschaft-
lichen Fakultät der Hochschule für Sozial-
und Wirtschaftswissenschaften in Linz in der
Fassung des Bundesgesetzes vom 5. Dezem-
ber 1967, BGBl. Nr. 16/1968,

4. die Verordnung des Bundesministeriums für
Unterricht vom 25. August 1926, BGBl.
Nr. 259, über die Leistungsbewertung bei
den strengen Prüfungen (Rigorosen) an den
Rechts- und staatswissenschaftlichen Fakul-
täten, bei den staatswissenschaftlichen Einzel-
prüfungen (Kolloquien) und bei Begutach-
tung der staatswissenschaftlichen Disserta-
tionen und

5. das Bundesgesetz vom 5. Juli 1972, BGBl.
Nr. 281, über Ablegung von Staatsprüfungen
der rechts- und staatswissenschaftlichen Stu-
dien.

Anrechnung von Studien und Prüfungen

§ 16. (1) Ordentlichen Hörern, die sich nach
§ 45 Abs. 8 des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes den Vorschriften dieses Bundesgesetzes
unterwerfen, ist eine gemäß der Juristischen Stu-
dien- und Staatsprüfungsordnung, StGBl.
Nr. 164/1945, bestandene

1. rechtshistorische Staatsprüfung als erste Di-
plomprüfung,

2. judizielle Staatsprüfung als Teilprüfung aus
den im § 5 Abs. 2 Z. 1 bis 4 genannten
Fächern

anzurechnen.

(2) Die nach der Juristischen Studien- und
Staatsprüfungsordnung, StGBl. Nr. 164/1945,
anrechenbaren Semester sind von den zuständi-
gen akademischen Behörden in die nach diesem
Bundesgesetz vorgeschriebene Studiendauer ein-
zurechnen.

(3) Die zuständige akademische Behörde ent-
scheidet über die Anrechnung nach Abs. 1 und 2
sowie über die Anerkennung anderer Leistungs-
nachweise (Übungen, Seminare, Kolloquien) und
der Inskription von Lehrveranstaltungen.

Führung des Magistergrades durch absolvierte
Juristen

§ 17. (1) Österreichische Staatsbürger, die
ihre rechtswissenschaftlichen Studien nach der
Verordnung des Staatsamtes für Volksaufklä-
rung, für Unterricht und Erziehung und für
Kultusangelegenheiten vom 3. September 1945,
StGBl. Nr. 164, über die Juristische Studien- und
Staatsprüfungsordnung durch Ablegung der in
dieser Verordnung vorgesehenen Staatsprüfungen
bzw. auf Grund vor dieser Verordnung geltenden
Bestimmungen absolvierten, sind berechtigt, den
akademischen Grad „Magister iuris" zu führen.

(2) Der Dekan jeder Rechtswissenschaftlichen
Fakultät hat auf Ansuchen des absolvierten Juri-
sten mit Bescheid die Berechtigung zur Führung
des akademischen Grades festzustellen.

Sonderbestimmungen für Ausländer

§ 18. Ausländische Studierende sind berechtigt,
anstelle der in § 5 Abs. 2 Z. 1 bis 6 genannten
Prüfungsfächer die Kenntnisse über diese Fach-
gebiete im Recht ihres Heimatstaates nachzu-
weisen, wenn entsprechende Lehrveranstaltungen
an einer österreichischen Universität regelmäßig
angeboten werden.

VII. ABSCHNITT

I n k r a f t t r e t e n u n d V o l l z i e h u n g

§ 19. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Ok-
tober 1978 in Kraft.

(2) Die Studienordnung nach § 15 des Allge-
meinen Hochschul-Studiengesetzes kann schon vor
diesem Zeitpunkt erlassen werden. Die Studien-
ordnung und die Studienpläne treten frühestens
gleichzeitig mit diesem Bundesgesetz in Kraft.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Wissenschaft und For-
schung betraut.

Kirchschläger
Kreisky Firnberg
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141. Bundesgesetz vom 2. März 1978,
mit dem das Hochschülerschaftsgesetz 1973

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Hochschülerschaftsgesetz 1973, BGBl.
Nr. 309, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 146/1975 wird wie folgt geändert:

1. Nach § 2 Abs. 4 ist einzufügen:

„(5) Jede Hochschule hat die Mitglieder der
Österreichischen Hochschülerschaft für ihren Be-
reich evident zu halten und der Österreichischen
Hochschülerschaft in jedem Semester ein Mitglie-
derverzeichnis auszufolgen. Das Mitgliederver-
zeichnis hat Angaben über Name, Matrikelnum-
mer, Geschlecht, Staatsbürgerschaft, Heimat- und
Studienadresse sowie über die Angehörigkeit zu
Studienrichtung, Studienabschnitt und Institut zu
enthalten.

(6) Die Österreichische Hochschülerschaft hat
den wahlwerbenden Gruppen auf deren Ver-
langen Abschriften des Mitgliederverzeichnisses
gegen Ersatz der Kosten auszufolgen. Der Öster-
reichischen Hochschülerschaft und den wahlwer-
benden Gruppen ist eine Weitergabe von Daten
an Dritte untersagt."

2. Der bisherige Abs. 5 des § 2 erhält die Be-
zeichnung Abs. 7.

3. Der Abs. 2 des § 3 hat zu lauten:

„(2) Den Hochschülerschaften an den Hoch-
schulen obliegen mit Ausnahme der Vertretung
gegenüber gesetzgebenden Körperschaften alle in
§ 2 Abs. 1 umschriebenen Aufgaben für den Be-
reich der einzelnen Hochschulen. Die Bestim-
mungen des § 2 Abs. 2 bis 7 gelten sinngemäß."

4. Der Abs. 3 des § 4 hat zu lauten:

„(3) Die Funktionsperiode aller Organe mit
Ausnahme der Wahlkommissionen beginnt jeweils
mit dem der Wahl (Konstituierung) folgenden
1. Juli und endet mit 30. Juni des zweiten dar-
auffolgenden Jahres. Die Funktionsperiode eines
in Abs. 2 lit. b bis f genannten Organes, das
durch Personenwahl gewählt wurde, endet vor-
zeitig, wenn die Zahl der Mandatare unter die
Hälfte der für das Organ zu vergebenden Man-
date abgesunken ist."

5. Die lit. b des § 5 Abs. 2 hat zu lauten:

„b) die Beschlußfassung über die Verteilung der
jährlich für die Österreichische Hoch-
schülerschaft und die Hochschülerschaften
an den Hochschulen aus Hochschülerschafts-
beiträgen zur Verfügung stehenden Geld-
mittel. Hievon sind zumindest 20 v. H. für
die Aufgaben der Österreichischen Hoch-

schülerschaft und zumindest 50 v. H. für
die Aufgaben der Hochschülerschaften an
den Hochschulen vorzusehen. Die Vertei-
lung auf die Hochschülerschaften an den
Hochschulen hat nach Maßgabe der Mit-
gliederzahl zu erfolgen, wobei aber ein zur
Führung der notwendigen Einrichtungen
jeder Hochschülerschaft ausreichender Min-
destbetrag von 150000 S jedenfalls zuzu-
weisen ist. Die Höhe des Mindestbetrages ist
an eine Änderung des Hochschülerschafts-
beitrages (§ 20 Abs. 2) anzupassen. Hiebei
ist von einem Hochschülerschaftsbeitrag von
200 S pro Studienjahr auszugehen."

6. Die lit. a des § 6 Abs. 3 hat zu lauten:

„a) die Beschlußfassung über den Jahresvoran-
schlag; darin ist ein Verfügungsrecht des
Hauptausschusses über zumindest 40 v. H.
der von der Österreichischen Hochschüler-
schaft zur Verfügung gestellten Geldmittel
und ein Verfügungsrecht der Fakultäts(Ab-
teilungs)vertretungen, Studienrichtungs-,
Instituts(Klassen)- und Studienabschnitts-
vertretungen über zusammen mindestens
40 v. H. dieser Geldmittel vorzusehen, wo-
bei jedem Organ ein zur Erfüllung seiner
Aufgaben notwendiger Mindestbetrag zuzu-
weisen ist;"

7. Der Abs. 5 des § 6 hat zu lauten:

„(5) Die Bestimmungen des § 5 Abs. 3 bis 7
gelten sinngemäß für die Hauptausschüsse und
deren Ausschüsse."

8. Nach § 6 Abs. 5 ist einzufügen:

„(6) Der Hauptausschuß hat unter sinngemäßer
Anwendung des § 5 Abs. 8 eine Geschäftsordnung
für alle Organe der Hochschülerschaft, mit Aus-
nahme der Wahlkommission, zu beschließen. Die
Geschäftsordnung bedarf der Genehmigung durch
den Bundesminister für Wissenschaft und For-
schung. Bis zu einer derartigen Regelung haben
die Organe der Hochschülerschaft die Geschäfts-
ordnung des Hauptausschusses sinngemäß anzu-
wenden."

9. Nach § 7 Abs. 4 lit. b ist einzufügen:

„c) die Übernahme der Aufgaben von Studien-
richtungs-, Instituts- und Studienabschnitts-
vertretungen, deren Wahl unterblieben ist
(§15 Abs. 10) oder deren Funktionsperiode
vorzeitig beendet wurde (§ 4 Abs. 3), bis
zum Beginn der neuen Funktionsperiode
dieser Organe."

10. Der Abs. 5 des § 7 hat zu lauten:

„(5) Die Bestimmungen des § 5 Abs. 3 bis 7
gelten sinngemäß für die Fakultäts(Abteilungs)-
vertretungen und deren allfällige Ausschüsse."
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11. Der Abs. 6 des § 8 hat zu lauten:

„(6) Die Bestimmungen des § 5 Abs. 3 bis 7
gelten sinngemäß für die Studienrichtungsvertre-
tungen und deren allfällige Ausschüsse."

12. Der Abs. 6 des § 9 hat zu lauten:

„(6) Die Bestimmungen des § 5 Abs. 3 bis 7
gelten sinngemäß für die Institutsvertretungen
und deren allfällige Ausschüsse."

13. Der Abs. 5 des § 10 hat zu lauten:

„(5) Die Bestimmungen des § 5 Abs. 3 bis 7
gelten sinngemäß für die Studienabschnittsver-
tretungen und deren allfällige Ausschüsse."

14. Der Abs. 3 des § 13 hat zu lauten:

„(3) Mandatare von Organen der Österreichi-
schen Hochschülerschaft und der Hochschüler-
schaften an den Hochschulen, die nach einem
Listenwahlrecht (§15 Abs. 2) gewählt wurden,
können sich bei Sitzungen nur durch einen Er-
satzmann (§ 15 Abs. 2 lit. c) vertreten lassen. Der
Ersatzmann ist vom Mandatar in der ersten Sit-
zung des neugewählten Organes bekanntzugeben.
Ist auch der Ersatzmann verhindert oder wurde
kein Ersatzmann bekanntgegeben, so kann sich
der Mandatar durch einen anderen Ersatzmann,
der die Vertretungsbefugnis durch eine beglau-
bigte Vollmacht nachzuweisen hat, vertreten
lassen."

15. Der § 14 hat zu lauten:

„§ 14. (1) Jedes Organ der Österreichischen
Hochschülerschaft sowie der Hochschülerschaften
an den Hochschulen, mit Ausnahme der Wahl-
kommissionen, wählt aus seiner Mitte einen Vor-
sitzenden und zwei Stellvertreter.

(2) Der Vorsitzende des Zentralausschusses der
Österreichischen Hochschülerschaft führt die Be-
zeichnung „Vorsitzender der Österreichischen
Hochschülerschaft" und vertritt diese nach außen.

(3) Die Vorsitzenden der Hauptausschüsse ver-
treten die Hochschülerschaft an der jeweiligen
Hochschule nach außen.

(4) Dem Vorsitzenden obliegt die Vertretung
des jeweiligen Organes nach außen, die Durchfüh-
rung der Beschlüsse des jeweiligen Organes und
die Erledigung der laufenden Geschäfte. In drin-
genden Angelegenheiten ist er allein entschei-
dungsbefugt. Die Geschäftsordnung kann vor-
sehen, daß in dringenden Angelegenheiten der
Vorsitzende der Zustimmung eines Ausschusses
des jeweiligen Organes bedarf.

(5) Der Vorsitzende ist berechtigt, genau be-
stimmte Teile seiner Aufgaben an seine Stellver-
treter zu übertragen. Die Übertragung von Auf-
gaben wird erst durch die Mitteilung an das je-
weilige Organ wirksam.

(6) Der Vorsitzende wird im Fall einer Ver-
hinderung durch einen seiner Stellvertreter ver-
treten. Sind der Vorsitzende und die Stellver-
treter dauernd verhindert, so ist das an Studien-
jahren älteste Mitglied des Organes, bei gleichem
Studienalter das an Lebensjahren ältere Mitglied
des Organes zur zwischenzeitigen Geschäftsfüh-
rung verpflichtet. Ihm obliegt darüber hinaus,
unverzüglich eine Sitzung des Organs zur Wahl
eines Vorsitzenden einzuberufen. Die Umstände
und die Reihenfolge der Vertretung sowie die
Kompetenzen der Vorsitzenden und des Ge-
schäftsführers sind durch die Geschäftsordnung
zu regeln.

(7) Die Vorsitzenden und ihre Stellvertreter
sowie der Geschäftsführer sind den Organen für
ihre Tätigkeit verantwortlich.

(8) Zur Abwahl des Vorsitzenden und seiner
Stellvertreter ist die Zweidrittelmehrheit der ab-
gegebenen Stimmen erforderlich."

16. § 15 hat zu lauten:

„§ 15. (1) Die Wahlen in alle Organe der Öster-
reichischen Hochschülerschaft und der Hoch-
schülerschaften an den Hochschulen, mit Aus-
nahme der Wahlkommissionen, sind alle zwei
Jahre in der in Abs. 8 genannten Zeit für ganz
Österreich gleichzeitig, auf Grund des allge-
meinen, gleichen und geheimen Verhältniswahl-
rechtes gesondert für jedes dieser Organe durch-
zuführen. Das Wahlrecht ist persönlich auszu-
üben.

(2) Die Wahlen in den Zentralausschuß, die
Hauptausschüsse und die Fakultäts(Abteilungs)-
vertretungen erfolgen unbeschadet der Bestim-
mungen des Abs. 3 nach einem Listenwahlrecht.
Die Anzahl der auf die einzelnen wahlwerbenden
Gruppen entfallenden Mandate ist mittels der
Wahlzahl zu ermitteln. Hiebei ist nach dem
d'Hondtschen Verfahren, wie folgt vorzugehen:

a) Die Zahlen der für jede wahlwerbende
Gruppe abgegebenen gültigen Stimmen wer-
den, nach ihrer Größe geordnet, neben-
einandergeschrieben; unter jede dieser Zah-
len wird die Hälfte, unter diese ihr Drittel,
Viertel und nach Bedarf auch ihr Fünftel,
Sechstel usw. geschrieben. Als Wahlzahl
gilt, wenn drei Mandate des Organes zu
wählen sind, die drittgrößte, bei vier Man-
daten die viertgrößte usw. der angeschrie-
benen Zahlen.

b) Auf jede wahlwerbende Gruppe entfallen
so viele Mandate, als die Wahlzahl in der
Summe der für die wahlwerbenden Grup-
pen abgegebenen gültigen Stimmen enthal-
ten ist.

c) Haben nach dieser Berechnung mehrere
wahlwerbende Gruppen den gleichen An-
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spruch auf das letzte zu vergebende Man-
dat, so entscheidet über die Verteilung die-
ses Mandates das Los. Die auf eine wahl-
werbende Gruppe entfallenden Mandate
sind den im Wahlvorschlag angegebenen
Bewerbern nach der Reihe ihrer Nennung
zuzuteilen. Die den auf einem Wahlvor-
schlag gewählten Mandataren des Organes
folgenden Wahlwerber gelten als Ersatz-
männer dieser Mandatare. Ist der Wahl-
vorschlag erschöpft, so kann die betreffen-
de wahlwerbende Gruppe zusätzliche Er-
satzmänner nominieren.

(3) Bei Wahlen der Studienrichtungs-, Insti-
tuts-, Klassen(Schul)- und Studienabschnittsver-
tretungen sind die Kandidaten als Personen zu
wählen. Ist die Fakultät einer Hochschule mit
der Durchführung nur einer Studienrichtung be-
traut (§11 Abs. 1), so hat auch die Wahl der
Fakultätsvertretung mittels Personenwahl zu er-
folgen, sofern für die Studierenden an dieser
Fakultät keine Instituts- oder Studienabschnitts-
vertretungen zu wählen sind (§11 Abs. 2 bis 4).
Bei Personenwahl darf kein Wähler mehr Kandi-
daten wählen, als Mandate für das jeweilige
Organ zu vergeben sind. Mehrfachnennungen
eines Kandidaten sind nur einmal zu zählen.

(4) Die Mandate für die gemäß Abs. 3 zu
wählenden Organe werden an die Kandidaten
nach der Zahl der erhaltenen Stimmen derart
vergeben, daß das erste Mandat dem Kandidaten
mit der höchsten Stimmenzahl, das zweite Mandat
dem Kandidaten mit der zweithöchsten Stimmen-
zahl usw. zufällt. Haben nach dieser Berechnung
mehrere Kandidaten den gleichen Anspruch auf
ein Mandat, weil sie die gleiche Stimmenzahl
erhalten haben und sind mehr Kandidaten als
noch zur Vergabe gelangende Mandate vorhan-
den, so entscheidet das Los. Es sind jedoch nur
jenen Kandidaten Mandate zuzuweisen, die zu-
mindest 30 v. H. der Stimmen des Kandidaten
mit der höchsten Stimmenzahl erhalten haben.
Können auf diese Weise nicht mindestens die
Hälfte der zu vergebenden Mandate zugewiesen
werden, so haben die Zuweisung der Mandate
und die Verständigung der Gewählten zu unter-
bleiben und ist gemäß Abs. 10 zweiter Satz vor-
zugehen.

(5) Die Wahlausschließungsgründe richten sich
nach jenen der Nationalrats-Wahlordnung 1971,
BGBl. Nr. 391/1970, mit Ausnahme der Bestim-
mungen über die österreichische Staatsbürger-
schaft. Die Wählbarkeit richtet sich nach den
Bestimmungen der Nationalrats-Wahlordnung
1971, BGBl. Nr. 391/1970, mit Ausnahme der
Bestimmung über das Wahlalter. Für das aktive
und passive Wahlrecht gelten weiters die §§ 1
Abs. 2 bis 5, 6 Abs. 2, 7 Abs. 3, 8 Abs. 4, 9
Abs. 3 und 4 sowie 10 Abs. 3.

(6) Ein Mandat erlischt, wenn der Mandatar
aufhört, ordentlicher Hörer zu sein oder auf
das Mandat verzichtet.

(7) Bei Hochschülerschaftswahlen sind amtliche
Stimmzettel zu verwenden. Für die Beurteilung
der Gültigkeit von Stimmen und die Form der
Stimmabgabe sind die Bestimmungen der Na-
tionalrats-Wahlordnung 1971 sinngemäß anzu-
wenden.

(8) Hochschülerschaftswahlen sind jeweils an
einem Dienstag und Mittwoch oder Mittwoch
und Donnerstag in der Zeit von Mitte April bis
Mitte Juni durchzuführen. Einer der beiden Tage
ist von der zuständigen akademischen Behörde
als vorlesungs- und prüfungsfrei zu erklären. Die
Wahltage sind nach Anhörung der Österreichi-
schen Hochschülerschaft und der Hochschüler-
schaften an den Hochschulen vom Bundesminister
für Wissenschaft und Forschung durch Verord-
nung zu bestimmen.

(9) Ist auf Grund eines Einspruches wegen Ver-
letzung der Bestimmungen über das Wahlver-
fahren die Wiederholung einer Wahl notwendig,
so ist diese Wahl unter sinngemäßer Anwendung
der Bestimmungen des Abs. 8 innerhalb von zwei
Monaten anzuberaumen und durchzuführen.
Ferien und die ordentliche Inskriptionsfrist (§ 19
Abs. 1 und 3 des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes) sind in diesen Zeitraum nicht ein-
zurechnen. Die Abhaltung von Wahlen während
der Ferien und innerhalb der ordentlichen In-
skriptionsfrist ist unzulässig.

(10) Gibt es weniger als drei Kandidaten für ein
gemäß Abs. 3 zu wählendes Organ, so hat die
Wahl zu unterbleiben. In diesem Fall oder wenn
die Funktionsperiode vorzeitig endet (§ 4 Abs. 3),
so ist im nächsten Studienjahr unter sinngemäßer
Anwendung des Abs. 8 eine Nachwahl durchzu-
führen.

(11) Nähere Bestimmungen über die Durch-
führung der Wahlen der im Abs. 1 und 3 ge-
nannten Organe sind durch Verordnung des
Bundesministers für Wissenschaft und Forschung
zu erlassen."

17. Der Abs. 1 des § 16 hat zu lauten:

„(1) Bei der Österreichischen Hochschülerschaft
und bei allen Hochschülerschaften an den Hoch-
schulen sind ständige Wahlkommissionen einzu-
richten. Die Wahlkommissionen bestehen aus:

a) je einem von jeder der drei stärksten im
letzten Zentralausschuß vertretenen wahl-
werbenden Gruppen zu bestimmenden
Vertreter;

b) je einem Vertreter der im jeweiligen
Hauptausschuß vertretenen wahlwerbenden
Gruppen, sofern diese nicht gemäß lit. a
vertreten sind;
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c) einem vom Bundesminister für Wissen-
schaft und Forschung zu entsendenden
rechtskundigen Beamten als Vorsitzenden.
Der Bundesminister für Wissenschaft und
Forschung kann für den Fall der Verhinde-
rung des Vorsitzenden einen rechtskundigen
Bediensteten als Stellvertreter bestimmen.
Er kann in diese Funktionen auch rechts-
kundige Bedienstete der Hochschulen ent-
senden.

Die Vertreter gemäß lit. a bis c dürfen nicht in
einem für das betreffende Organ eingebrachten
Wahlvorschlag aufscheinen. Die übrigen wahl-
werbenden Gruppen sind nach ihrer Zulassung
zur Wahl berechtigt, einen Beobachter in die
Wahlkommission zu entsenden. Die Umbildung
der Wahlkommission hat längstens drei Wochen
vor dem nächsten Wahltermin zu erfolgen; Ver-
zögerungen machen aber Beschlüsse der Wahl-
kommissionen nicht ungültig."

18. Der Abs. 3 des § 16 hat zu lauten:

„(3) Die Vorsitzenden der Wahlkommissionen
bei den Hochschülerschaften an den Hochschulen
(deren Stellvertreter) werden durch den Rektor
der jeweiligen Hochschule, der Vorsitzende der
Wahlkommission bei der Österreichischen Hoch-
schülerschaft (sein Stellvertreter) durch den Bun-
desminister für Wissenschaft und Forschung oder
seinen Vertreter angelobt. Die Angelobung der
übrigen Mitglieder der Wahlkommissionen er-
folgt durch die jeweiligen Vorsitzenden.

19. Die lit. i des § 16 Abs. 6 hat zu lauten:

„i) Die bescheidmäßige Feststellung des Er-
löschens von Mandaten gemäß § 15 Abs. 6
und die nachträgliche Zuteilung von Man-
daten an Ersatzmänner gemäß § 15 Abs. 2
lit. c."

20. Nach § 16 Abs. 12 ist einzufügen:

„(13) Den Vorsitzenden der Wahlkommissio-
nen und ihren Stellvertretern gebührt eine Ent-
schädigung für Nebentätigkeit im Sinne des
§ 25 des Gehaltsgesetzes 1956."

21. Der Abs. 2 des § 19 hat zu lauten:

„(2) In den Satzungen der Kapitalgesellschaf-
ten oder Genossenschaften ist die Einrichtung
eines Aufsichtsrates vorzusehen, soweit dies
durch andere gesetzliche Bestimmungen nicht
ohnedies angeordnet ist. Für die Mitglieder des
Aufsichtsrates sind die Bestimmungen des § 13
Abs. 5 erster und zweiter Satz sinngemäß anzu-
wenden."

Artikel II

Die Funktionsperiode der zur Zeit des In-
krafttretens dieses Bundesgesetzes im Amt be-

findlichen Studienrichtungs-, Instituts-, Klassen-
(Schul)- und Studienabschnittsvertretungen wird
bis 30. Juni 1979 verlängert.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Wissenschaft und For-
schung betraut.

Kirchschläger
Kreisky Firnberg

1 4 2 . Bundesgesetz vom 2. März 1978,
mit dem das Schulzeitgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

ARTIKEL I

Das Schulzeitgesetz, BGBl. Nr. 193/1964, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 468/
1974 wird wie folgt geändert:

1. § 1 hat zu lauten:

„Geltungsbereich

§ 1. Die Bestimmungen des Abschnittes I
gelten für die im Schulorganisationsgesetz, BGBl.
Nr. 242/1962, geregelten öffentlichen mittleren
Schulen, höheren Schulen und Akademien, für
die im Land- und forstwirtschaftlichen Bundes-
schulgesetz, BGBl. Nr. 175/1966, geregelten
öffentlichen höheren land- und forstwirtschaft-
lichen Lehranstalten und land- und forstwirt-
schaftlichen berufspädagogischen Lehranstalten,
für die land- und forstwirtschaftlichen Fach-
schulen des Bundes im Sinne des Art. 14 a Abs. 2
lit. c des Bundes-Verfassungsgesetzes in der
Fassung von 1929 sowie für die im Forstgesetz
1975, BGBl. Nr. 440, geregelte Forstfachschule.
Ferner gelten die Bestimmungen des Abschnit-
tes I für die öffentlichen Übungsschulen, die einer
öffentlichen Schule zum Zwecke lehrplanmäßiger
Übungen eingegliedert sind, für das Bundes-
Blindenerziehungsinstitut in Wien, das Bundes-
Taubstummeninstitut in Wien sowie für die
Bundes-Berufsschule für Uhrmacher in Karlstein
in Niederösterreich."

2. Im § 2 Abs. 2 hat der fünfte Satz zu lauten:

„Das zweite Semester beginnt in den Bundes-
ländern Burgenland, Niederösterreich und Wien
am zweiten Montag im Feber, in den Bundes-
ländern Kärnten, Oberösterreich, Salzburg,
Steiermark, Tirol und Vorarlberg am dritten
Montag im Feber und endet mit dem Beginn der
Hauptferien; für die letzte Stufe von Schulen,
in welchen Reife-, Befähigungs- oder Abschluß-
prüfungen vorgesehen sind, endet das zweite
Semester jedoch mit dem Tag vor dem Beginn
der Klausurprüfung."
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3. Im § 2 Abs. 7 hat der zweite Satz zu lauten:

„Hiebei ist zu verordnen, daß die über sechs
hinausgehenden schulfreien Tage durch Verrin-
gerung der in den Abs. 2, 4, 5, 8 und 9 vorge-
sehenen schulfreien Tage — ausgenommen die im
Abs. 4 lit. a genannten Tage, der 24. und
31. Dezember und die letzten drei Tage der
Karwoche — einzubringen sind, wobei die ersten
sechs Tage in die Einbringung einbezogen werden
können; die Hauptferien dürfen jedoch zu diesem
Zweck um nicht mehr als zwei Wochen verkürzt
werden."

4. Dem § 2 sind folgende Abs. 8 und 9 anzu-
fügen:

„(8) Für Übungsschulen, das Bundes-Blinden-
erziehungsinstitut in Wien und das Bundes-
Taubstummeninstitut in Wien kann der Bundes-
minister für Unterricht und Kunst den Samstag
durch Verordnung schulfrei erklären, sofern die
Schule nicht nach dem Lehrplan der Hauptschule
geführt wird. Die Verordnung kann sich auf
einzelne Schulen, Schulstufen oder Klassen
erstrecken. Hiebei ist auf die Gegebenheiten in
dem Bundesland Bedacht zu nehmen, in welchem
die betroffene Schule liegt. Vor Erlassung der
Verordnung ist, soweit sie einen Polytechnischen
Lehrgang betrifft, der Schulgemeinschaftsaus-
schuß, soweit sie andere Schularten betrifft, der
Elternverein und die Schul- bzw. Klassenkonfe-
renz der betroffenen Schule bzw. Klasse zu hören.
Besteht an der betroffenen Schule kein Eltern-
verein, so ist allen Erziehungsberechtigten der
Schüler der betroffenen Schule bzw. Klasse in
geeigneter Form Gelegenheit zur Stellungnahme
zu geben.

(9) Wenn es aus Gründen der Organisation
oder der Schülerbeförderung erforderlich ist, kann
der Bundesminister für Unterricht und Kunst
— außer an der Bundes-Berufsschule für Uhr-
macher in Karlstein — einen Tag je Unterrichts-
woche durch Verordnung schulfrei erklären,
sofern nicht bereits gemäß Abs. 8 eine Schulfrei-
erklärung erfolgt ist. Die Verordnung kann sich
auf einzelne Schulen, Schulstufen oder Klassen
erstrecken."

5. § 5 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Für Akademien, für die Höheren Inter-
natsschulen, für Schulen, deren Lehrplan Prak-
tika (ausgenommen Ferialpraktika) vorsieht, für
die mittleren und höheren Schulen für Berufs-
tätige, für Lehrgänge und Kurse sowie für die
Bundes-Berufsschule für Uhrmacher in Karlstein
in Niederösterreich sind die den Bestimmungen
der §§ 2 bis 4 entsprechenden Regelungen durch
Verordnung des Bundesministers für Unterricht
und Kunst zu treffen, wobei vom Inhalt der
genannten Bestimmungen nur insofern abge-

wichen werden darf, als es im Hinblick auf die
besonderen Erfordernisse der betreffenden
Schulart zweckmäßig und unter Berücksichtigung
des Alters der Schüler vertretbar ist."

6. § 8 Abs. 8 halt zu lauten:

„(8) Bei Unbenützbarkeit des Schulgebäudes,
in Katastrophenfällen oder aus sonstigen
zwingenden oder aus im öffentlichen Interesse
gelegenen Gründen kann die unumgänglich
notwendige Zeit schulfrei erklärt werden. Die
Landesgesetzgebung hat vorzusehen, daß in
diesen Fällen die Einbringung der hiedurch ent-
fallenen Schultage angeordnet werden kann und
ab welchem Ausmaß die Einbringung anzuordnen
ist. Die Einbringung kann durch Verringerung
der im Sinne der Abs. 2, 4, 5, 9 und 10 schulfrei
erklärten Tage geschehen; die Hauptferien dürfen
jedoch um nicht mehr als zwei Wochen verkürzt
werden."

7. Dem § 8 sind folgende Abs. 9 und 10 anzu-
fügen:

„(9) Für Volksschulen, Sonderschulen — aus-
genommen jene, welche nach dem Lehrplan der
Hauptschule geführt werden — und für Poly-
technische Lehrgänge kann der Samstag schulfrei
erklärt werden. Die Schulfreierklärung kann für
den Bereich des Landes, für einzelne Schulen,
einzelne Schulstufen oder einzelne Klassen
erfolgen. Dabei sind zumindest die Erziehungs-
berechtigten und Lehrer zu hören.

(10) Wenn es aus Gründen der Organisation
oder der Schülerbeförderung erforderlich ist,
kann für allgemeinbildende Pflichtschulen ein
Tag je Unterrichtswoche schulfrei erklärt werden,
sofern nicht bereits auf Grund des Abs. 9 eine
Schulfreierklärung erfolgt ist. Die Schulfreier-
klärung kann sich auf einzelne Schulen, Schul-
stufen oder Klassen erstrecken."

8. Im Unterabschnitt B hat die Überschrift zu
lauten:

„Grundsätze für Berufsschulen (einschließlich der
hauswirtschaftlichen Berufsschulen)"

9. § 15 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Soweit gesetzliche Vorschriften über die
Unterrichtszeit gemäß § 13 Abs. 2 lit. c des
Privatschulgesetzes, BGBl. Nr. 244/1962, bzw.
gemäß dieser Bestimmung in Verbindung mit § 1
des Land- und forstwirtschaftlichen Privatschul-
gesetzes, BGBl. Nr. 318/1975, auf Privatschulen
mit Öffentlichkeitsrecht anzuwenden sind, gilt
die Einschränkung, daß bei gleichem Ausmaß der
tatsächlich gehaltenen Unterrichtsstunden gering-
fügige Abweichungen von den für öffentliche
Schulen gleicher Art geltenden Bestimmungen
zulässig sind."
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ARTIKEL II

§ 119 Abs. 2 des Forstgesetzes 1975 wird auf-
gehoben.

ARTIKEL III

(1) Art. I Z. 1 bis 4 und 9 sowie Art. II
treten mit 1. September 1978 in Kraft.

(2) Art. I Z. 5 und 8 treten mit dem der
Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(3) Gegenüber den Ländern tritt dieses Bundes-
gesetz für die Ausführungsgesetzgebung mit dem
der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. Die
Ausführungsgesetze sind jedoch frühestens mit
1. September 1978 in Kraft zu setzen.

(4) Verordnungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes können von dem seiner Kundmachung

folgenden Tag an erlassen werden, doch dürfen
sie frühestens mit dem Tage seines Inkrafttretens
in Kraft gesetzt werden.

ARTIKEL IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes,
soweit sie in die Zuständigkeit des Bundes fällt,
sowie mit der Wahrnehmung der dem Bund
gemäß Art. 14 Abs. 8 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes in der Fassung von 1929 zustehenden
Rechte auf dem durch dieses Bundesgesetz gere-
gelten Gebiet ist der Bundesminister für Unter-
richt und Kunst betraut.

Kirchschläger
Kreisky Sinowatz
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